
Entscheidungen Zivilrecht 

Nutzungsentschädigung bei DV-Systemen 
OLG München, Urteil vom 16. Januar 1987 (23 U 4988/86) 

Nichtamtlicher Leitsatz 
Bei schnellebigen Wirtschaftsgütern, wie Computer 

sie darstellen, ist eine Abschreibdauer von 5 Jahren für 
die Berechnung einer Nutzungsentschädigung nicht zu 
beanstanden, 

Paragraphen 
BGB; § 242; § 347; §987 
ZPOrS 287 

Stichworte 
- Ver-Nutzungsentschadigung (6.3.12 (3)); Wandlung 

lust wegen Weiternutzung (6,3,8 (5)) 

Tatbestand 
Die Klägerin hatte der Beklagten im Dezember 

1983 einen Adreß-Computer zu ca. DM 5 500,— ver
kauft. 

Die Beklagte verlangte erst den Austausch des Com
puters wegen Störungsanfälligkeit, dann auch Wand
lung wegen Störungen und wegen Fehlern beim Erfas
sen der Adressen. Sie hatte den Computer dennoch 
zweieinhalb Jahre genutzt, bevor sie die Adressen er
neut in ein anderes System einspeicherte. 

Die Klägerin klagte auf Zahlung, hilfsweise auf Nut
zungsentschädigung. Die Beklagte machte Schadenser
satz geltend (erneutes Einspeichern der Adressen). 

Entscheidungsgründe 
„Die Berufung der Beklagten. 

1. ... ist ein Kaufpreisanspruch der Klägerin nicht 
gegeben, weil das Wandlungsbegehren der Beklagten 
durchgreift. 

2. ... b) Da die Beklagte den Computer über einen 
Zeitraum von fast 2V2 Jahren benutzte, muß sie dafür 
eine Entschädigung zahlen, §§ 467, 347, 987 BGB. Bei 
der Berechnung dieser Nutzungsentschädigung ist das 
Landgericht zu Recht vom Kaufpreis des Gerätes aus
gegangen und setzte im Wege der Schätzung nach 
§ 287 Abs. 2 ZPO eine Abschreibung von 5 Jahren an. 
Bei schnellebigen Wirtschaftsgütern, wie sie Computer 
darstellen, die ständig einer Verbesserung unterliegen, 
ist eine Abschreibungsbemessung auf fünf Jahre nicht 
zu beanstanden. Richtig erscheint auch ein Abzug für 
Gebrauchseinschränkung von (nur) 10%; immerhin 
war es der Beklagten bisher möglich, 10.500 Adressen 
einzuspeichern. 

d) Die Hilfsaufrechnung der Beklagten mit Umspei-
cherungskosten greift nicht durch. Es könnte sich bei 
diesen Kosten, da § 467 Satz 2 BGB (Vertragskosten) 
ausscheidet, nur um einen Mangelfolgeschaden han
deln, der im Wege der positiven Vertragsverletzung zu 
ersetzen wäre. Für ein dafür erforderliches Verschulden 
der Klägerin ist jedoch nichts ersichtlich; es fehlt jegli
cher Sachvortrag der Beklagten hierfür. 

I I . Die Anschlußberufung der Klägerin. 
1. Die Klägerin hat keinen Anspruch auf den Kauf

preis, weil die Beklagte zu Recht die Wandelung er
klärt hat ... 

2. Das Wandelungsbegehren der Beklagten ist nicht 
rechtsmißbräuchlich im Hinblick auf die Tatsache, daß 
die Beklagte das Gerät weiter benützt hat. Denn der 
Weitergebrauch der Kaufsache allein schließt das Wan
delungsrecht grundsätzlich nicht aus; es müssen viel
mehr weitere Umstände hinzukommen (vgl. BGH 
NJW 84, 1525). Dazu hat die Klägerin aber nichts vor
getragen." 

Rechte an .Systemanalyse 1 und Programm 
LG Düsseldorf, Urteil vom 17. 11. 1987 (12 O 177/87) 

Nichtamtlicher Leitsatz 
Eine „Systemanalyse", die nur in allgemeiner Weise 

ohne konkrete schöpferische Gestaltungsidee in grober 
Weise die Aufgabenstellung für ein Computerpro
gramm umschreibt (hier: Reservierung, Belegung, Ter
minvorschläge, Kostenermittlung bei Tennisplätzen), 
ist nicht urheberrechtsschutzfahig. 

Rechte am Computerprogramm können aus einer 
derartigen „Systemanalyse" selbst dann nicht hergelei
tet werden, wenn sie Eingang in ein Computerpro
gramm gefunden haben sollte. 

Paragraphen 
UrhG: §97 Abs. 1 
Stichworte 
Computerprogramm — Tennisplatzverwaltung; Pro
grammerstellungsvertrag; Urheberrechtsfähigkeit — 
„Systemanalyse* 

Tatbestand 
Im Dezember 1985 erteilte der Kläger mündlich 

dem Beklagten zu 1) den Auftrag, für die von ihm, dem 

206 


